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Kommentar

Schuldenbremse: In guten 
Zeiten auch wirklich drauftreten  
von Stefan Bach*

Bund und Länder wollen eine neue Schuldenbremse in die Verfassung 
schreiben. Nach einer Übergangsphase soll sich der Bund nur noch im 

Umfang von maximal 0,35 Prozent des Bruttoinlandsprodukts jährlich verschulden 
dürfen und die Länder überhaupt nicht mehr. Höhere Defizite sollen aber bei schwacher 
Konjunktur möglich sein, sofern sie in besseren Zeiten wieder ausgeglichen werden. 
Darüber hinaus sollen nur noch Notsituationen wie eine schwere Rezession oder eine 
Naturkatastrophe eine höhere Verschuldung erlauben.

Seit den 70er Jahren ist die deutsche Staatsverschuldung stark gestiegen, von unter 
20 Prozent des Bruttoinlandsprodukts auf gegenwärtig etwa 65 Prozent. Das kostet 
die Steuerzahler viel Geld. 70 Milliarden Euro für den Schuldendienst fehlen woanders, 
das sind drei Prozent des Bruttoinlandsprodukts oder 850 Euro je Einwohner jedes Jahr. 
Angesichts zukünftiger Belastungen durch den demographischen Wandel spricht vieles 
dafür, die Staatsschulden zurückzuführen. 

Die Haushaltskonsolidierung war bis 2008 schon gut vorangekommen. Aber kaum 
florierte die Wirtschaft wieder und sprudelten die Steuerquellen, zogen die Politiker die 
Spendierhosen an. Die Renten wurden außerplanmäßig erhöht, das Arbeitslosengeld 
verlängert, das Kindergeld angehoben. Zurzeit versucht jede Interessengruppe, ihr 
Lieblingsprojekt in den Konjunkturpaketen unterzubringen. Die Politik tut sich auch 
in guten Zeiten schwer, die Steuern zu erhöhen oder die Ausgaben zu senken. Da wäre 
etwas mehr Druck durch die Verfassung hilfreich.

Allerdings steckt auch bei der Schuldenbremse der Teufel im Detail, vor allem bei 
der Bestimmung der Kreditobergrenze, die mit der Konjunktur schwanken soll. Wirt-
schaftsprognosen und Steuerschätzungen sind ungenau, die statistischen Verfahren 
zur Ermittlung des längerfristigen Wachstumstrends unterschätzen die Konjunkturbe-
wegungen am aktuellen Rand. Ferner können Steueraufkommen oder Ausgaben falsch 
geschätzt werden, etwa nach größeren Reformen.

Dies spricht dafür, einen ausreichenden Puffer auf dem Ausgleichskonto vorzusehen, 
auf das Abweichungen der tatsächlichen Verschuldung von der konjunkturbereinigten 
Kreditobergrenze gebucht werden. Sofern hier aber dauerhaft zusätzliche strukturelle 
Defizite auflaufen, sollten bei guter Wirtschaftlage Konsolidierungsmaßnahmen ver-
bindlich vorgeschrieben werden. Die Bundesregierung müsste dann per Rechtsverord-
nung die aufkommensstarken Steuern moderat erhöhen, nicht nur den Solidaritätszu-
schlag, sondern auch Mehrwertsteuer und Ökosteuer. Ausnahmen von dieser Regel, 
etwa für Notsituationen, sollten nur mit Zwei-Drittel-Mehrheiten beschlossen werden 
können. Das würde die Glaubhaftigkeit und die politische Bremswirkung der Schul-
dengrenze deutlich erhöhen.
* Stefan Bach ist stellvertretender Leiter der Abteilung Staat des DIW Berlin. 
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